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Klagen gegen die Stadt Mülheim an der Ruhr im Bereich Ausländerwesen 

Anfrage der CDU-Fraktion 

 

Sachverhalt 

 Die CDU-Fraktion bittet um die Beantwortung folgender Fragen: 
  
1. Wie hoch ist der Rückstand bei der Bearbeitung von Fallakten im Bereich des 
Ausländeramts aktuell? 
  
2. Wie ist der aktuelle Verfahrensstand bei den laufenden Klageverfahren? 
  
3. Wie hoch sind die Verfahrenskosten für die Stadt bislang? 
  
4. Was wird getan, um künftig drohenden Klageerhebungen präventiv zu begegnen und 
diese abzuwenden? 
  
5. Ist bekannt, wer die betroffenen Bürger bei den Klageverfahren vertritt/unterstützt? 
Lässt sich dort ein Muster erkennen? 
  
6. Ist bekannt, wie viele Verfahren von den Antragstellern mit Hilfe von Prozesskostenhilfe 
geführt werden? 
  
7. Wie sieht der Prozessablauf in den Einbürgerungsverfahren von Antragstellung bis hin 
zum Aushändigen der Einbürgerungsurkunde respektive der Ablehnung des 
Einbürgerungsantrages aus?  
Wir bitten um eine Darstellung zur besseren Verständlichkeit. 
  
8. Erfolgte in letzter Zeit eine Stellenbemessung im Bereich der Einbürgerung? Falls nein, 
wann wurde zuletzt eine durchgeführt und mit welchem Ergebnis? 
  
Die Fragen können gerne aufgrund von inhaltlichen Überschneidungen auch gerne teilweise 
zusammenhängend beantwortet werden. 
  
Begründung: 
Der lokalen Medienberichterstattung ist zu entnehmen, dass bei den Fallakten im Bereich 
des Ausländeramts aktuell ein Bearbeitungsrückstand von 22 Monaten besteht. 
Zudem sei die Zahl der Klageverfahren offenbar angestiegen. In diesem Jahr sollen bis 
Anfang November 61 Klagen erhoben worden sein, rund zwei Drittel sollen die Einbürgerung 
betreffen. Insgesamt seien in diesem Jahr 19 Klageentscheidungen getroffen worden. In 
einem Drittel der Fälle sei die Klage abgewiesen oder zurückgenommen worden. 
  
Christina Küsters                                         Max Oesterwind 
Fraktionsvorsitzende                                    Ausschusssprecher 
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